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Text 

§ 90. (1) Die beschlagnahmten Gegenstände sind amtlich zu verwahren. Bereitet die amtliche 
Verwahrung Schwierigkeiten, so sind die Gegenstände einer dritten Person in Verwahrung zu geben; sie 
können aber auch dem bisherigen Inhaber belassen werden, wenn hiedurch der Zweck der 
Beschlagnahme nicht gefährdet wird. In solchen Fällen ist ein Verbot zu erlassen, über die Gegenstände 
zu verfügen, wobei hinsichtlich der Benützung, Pflege und Wertsicherung der Gegenstände die 
erforderlichen Bedingungen und Auflagen festzulegen sind. Die Gegenstände können auch durch 
amtliche Verschlüsse gesichert werden. 

(2) Unterliegen die beschlagnahmten Gegenstände raschem Verderben oder einer erheblichen 
Wertminderung oder lassen sie sich nur mit unverhältnismäßigen Kosten aufbewahren, so können sie von 
der Finanzstrafbehörde wie finanzbehördlich gepfändete Gegenstände verwertet werden; in Grenznähe 
beschlagnahmte Gegenstände, die raschem Verderben unterliegen, können auch von Organen der 
Zollgrenzdienststellen im kurzem Weg bestmöglich verwertet werden. Der Beschuldigte und der 
Eigentümer sind tunlichst vor der Verwertung zu verständigen. Der Erlös tritt an die Stelle der 
veräußerten Gegenstände und unterliegt nach Maßgabe des § 17 dem Verfall. Die Verwertung wegen 
unverhältnismäßiger Aufbewahrungskosten unterbleibt, wenn rechtzeitig ein zur Deckung dieser Kosten 
ausreichender Betrag erlegt wird. 

(3) Die Verwertung nach Abs. 2 hat jedoch solange zu unterbleiben, als die verfallsbedrohten 
Gegenstände für Beweiszwecke benötigt werden. 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

Anmerkung 

ÜR: Art. VII § 3 und 4, BGBl. Nr. 335/1975. 
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